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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Gerade diese Bestimmung ist aber gemäss neuesten Studien — neben den hohen
Kosten und dem komplizierten Verfahren — ein wichtiger Grund, weshalb viele in der
Schweiz aufgewachsene Kinder aus Gastarbeiterfamilien von einer Einbürgerung
absehen. Diese Zurückhaltung ist in den letzten Jahren durch die gesteigerte
Attraktivität der EG-Pässe noch verstärkt worden und drückte sich in einem Rückgang
der Einbürgerungszahlen aus. Die Frage des Doppelbürgerrechts wird den Nationalrat
aber weiterhin beschäftigen: Kurz nach der Debatte reichte Portmann (cvp, GR) eine
Motion ein, welche eine Streichung dieser Bestimmung und zudem ein erleichtertes
Einbürgerungsverfahren für in der Schweiz aufgewachsene ausländische
Staatsangehörige verlangt. 1

MOTION
DATUM: 15.12.1989
HANS HIRTER

Der Bundesrat beschloss, das 1990 revidierte Bürgerrechtsgesetz auf den 1.1.1992 in
Kraft zu setzen. Die meisten Kantone befassten sich deshalb mit der Anpassung ihrer
kantonalen Gesetze. Widerstände zeigten sich nur im Thurgau, wo die SD wegen der
Bestimmungen über das Doppelbürgerrecht das Referendum einreichten. Auf
Bundesebene stimmte eine Kommission des Nationalrats einer parlamentarischen
Initiative Ducret (cvp, GE) zu, welche eine Halbierung der für die ordentliche
Einbürgerung verlangten Wohnsitzdauer von zwölf Jahren verlangt. Beide Kammern des
Parlaments überwiesen zudem eine Motion Portmann (cvp, GR), welche den rund
200'000 in der Schweiz aufgewachsenen Ausländern ein erleichtertes
Einbürgerungsverfahren gewähren will. 2

MOTION
DATUM: 12.12.1991
HANS HIRTER

Die Sozialdemokratin Hubmann (ZH) nahm mit der Ende 1998 erfolgten Einreichung
einer von 120 Abgeordneten aus allen Bundesratsparteien unterzeichneten Motion im
Nationalrat einen neuen Anlauf für die Erleichterung der Einbürgerungsprozedur. In
der Schweiz aufgewachsene Ausländer und Ausländerinnen sollen gemäss diesem
Vorschlag auf ein blosses Gesuch hin eingebürgert werden. Für die anderen soll die
verlangte Wohnsitzdauer von heute zwölf Jahren halbiert werden; die lokal
unterschiedlichen Gebühren sollen zudem auf tiefem Niveau harmonisiert werden. Der
Bundesrat kündigte in seiner Antwort im Frühjahr an, dass er in der kommenden
Legislaturperiode eine neue Vorlage für die Erleichterung der Einbürgerung von in der
Schweiz aufgewachsenen Ausländern präsentieren werde. 3

MOTION
DATUM: 04.03.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte mit 77:44 einer Motion Hubmann (sp, ZH) zu, welche fordert,
dass in der Schweiz geborene und aufgewachsene ausländische Staatsangehörige auf
Gesuch hin automatisch das Bürgerrecht erhalten. Für andere seien die
Wohnsitzerfordernis von zwölf auf sechs Jahre zu reduzieren und die
Einbürgerungsgebühren auf tiefem Niveau zu harmonisieren. Zu weit ging dem
Nationalrat hingegen eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) für eine
einmalige Masseneinbürgerungsaktion. Er hatte verlangt, dass alle Ausländer, welche die
gesetzlichen Minimalbestimmungen für eine Einbürgerung (d.h. vor allem die minimale
Wohnsitzdauer von zwölf Jahren) erfüllen, auf Gesuch hin das Bürgerrecht ohne
weitere Formalitäten erhalten sollen. Der Vorschlag fand nur bei der Linken
Unterstützung und wurde vom Rat abgelehnt. 4

MOTION
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER

Die Zahl der Einbürgerungen erreichte mit 30'452 (1999: 21'698) einen neuen
Höchststand. Das grösste Kontingent stellte wie bereits in früheren Jahren Italien
(6938) gefolgt von Personen aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawien (6089) und
aus der Türkei (3133). Die in den letzten Jahren eingetretene massive Zunahme der
Einbürgerungsgesuche führte namentlich bei den Bundesstellen zu enormen
Pendenzen und entsprechenden Verzögerungen bei der Bearbeitung. Der Nationalrat
und nach ihm auch der Ständerat überwiesen ohne Gegenstimme eine Motion der GPK-
NR, welche vom Bundesrat Gegenmassnahmen fordert. Kurzfristig könnte dies mit der

MOTION
DATUM: 31.12.2000
HANS HIRTER
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Einstellung von zusätzlichem Personal geschehen, langfristig sei eine Vereinfachung des
heute dreistufigen Verfahrens anzupeilen. Der Ständerat verabschiedete im Rahmen
der Budgetdebatte in der Wintersession zudem eine Empfehlung für eine Aufstockung
der personellen Ressourcen zum Abbau des Pendenzenbergs. 5

Bei Einbürgerungen kann es vorkommen, dass die Informationen der Gemeinde- und
Kantonalbehörden über Tatsachen, welche zur Ablehnung eines Gesuchs führen
könnten, nicht auf dem aktuellen Stand sind. SVP-Nationalrat Freysinger (VS) hatte
deshalb mit einer Motion (Mo. 04.3551) verlangt, dass diese Instanzen auch auf
Datenbanken über laufende Strafuntersuchungen und gelöschte Verurteilungen sowie
über die Urteilsbegründungen Zugriff erhalten. Trotz der Unterstützung dieses
Vorstosses durch den Bundesrat schrieb ihn der Nationalrat wegen Fristüberschreitung
ab. Freysinger doppelte gleich nach und wurde auch diesmal vom Bundesrat
unterstützt. Der Nationalrat verschob die Behandlung der Motion, nachdem sie von
Vertretern der SP und der GP bekämpft worden war. 6

MOTION
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

Mit einer Änderung der Strafregister-Verordnung ermöglichte der Bundesrat, dass die
mit Einbürgerungen befassten kantonalen Behörden ab Februar 2008 einen direkten
Zugriff auf die eidgenössischen Datenbanken über laufende Strafuntersuchungen
erhalten werden. Die im Vorjahr von Nationalrat Freysinger (svp, VS) eingereichte
Motion, welche unter anderem diesen Zugriff forderte, war damals von der Linken
bekämpft und deshalb bisher vom Rat noch nicht behandelt worden. 7

MOTION
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative (08.468) der SVP, die verlangte,
dass eine „gute mündliche und schriftliche“ Kenntnis der Amtssprache der
Wohngemeinde  Voraussetzung für eine Einbürgerung sein müsse, keine Folge. Gerade
für ein viersprachiges Land wie die Schweiz sei die Reduktion auf die Sprache der
Wohngemeinde zu eng. Zudem würden auch viele gebürtige Schweizer und
Schweizerinnen die Anforderung nach guten schriftlichen Kenntnissen nicht erfüllen.
Da die Beherrschung einer Landessprache für die Integration wichtig sei, überwies der
Nationalrat eine von seiner SPK eingereichte, ursprünglich vom Christlichdemokraten
Schmidt (VS) verfasste Motion, die fordert, dass die Einbürgerung explizit von der
Beherrschung einer Landessprache und einer erfolgreichen Integration abhängig
gemacht wird. Dieser Verweis auf eine Landessprache wandte sich auch gegen ein
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, welches entschieden hatte, dass die
Beherrschung der englischen Sprache bei einer sonst gut integrierten Person für eine
Einbürgerung ausreichend sei. Der Ständerat stellte sich ebenfalls hinter diese Motion. 8

MOTION
DATUM: 03.03.2010
HANS HIRTER

In der Frühjahrssession hatte sich der Nationalrat im Rahmen einer Sondersession zur
Zuwanderung mit einer Reihe von Vorstössen zu befassen, die auch
Einbürgerungsfragen betrafen (vgl. auch Kapitel 7d). Vier Motionen und ein Postulat
wurden überwiesen. Die sprachliche Integration war Thema der Motionen Schmidt
(cvp, VS; Mo. 08.3499) und Tschümperlin (sp, SZ; Mo. 09.4230). Erstere verlangt, dass im
Bürgerrechtsgesetz die Kenntnis einer Landessprache als Voraussetzung für die
Erlangung des Bürgerrechtes festgeschrieben wird. Letztere verlangt die finanzielle
Unterstützung von Projekten, die als Integrationsmassnahme das Erlernen einer
Landessprache fördern. Während die vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Motion
Schmidt nicht auf nennenswerten Widerstand stiess, fiel der Entscheid zugunsten der
Motion Tschümperlin erst mit dem Stichentscheid der Ratspräsidentin. Der Ständerat
nahm beide Motionen ebenfalls an. 9

MOTION
DATUM: 03.03.2010
MARC BÜHLMANN

Beide Kammern überwiesen auch eine Motion Müller (fdp, AG), welche die Schliessung
einer Gesetzeslücke bezweckt. Mit einer Einbürgerung soll in Zukunft die
Niederlassungsbewilligung erlöschen. Der Ständerat erweiterte die Motion und wollte
auch die geltenden Zuständigkeitsregeln zwischen Kantonen und Bund mit
einbeziehen. 10

MOTION
DATUM: 20.09.2010
MARC BÜHLMANN
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2010 hatte die Nationalratsfraktion von CVP, EVP und GLP die Einführung einer
Einbürgerungscharta gefordert. Demnach sollen einbürgerungswillige Personen eine
Charta unterzeichnen, in der sie bekunden, die Werte der Verfassung wie Rechtsstaat,
Demokratie oder Grundrechte zu respektieren. Bei einer Nichteinhaltung der Charta
kann die Einbürgerung nochmals überprüft werden. Diese Motion wurde vom
Nationalrat in der Herbstsession 2011 mit 97 zu 89 Stimmen angenommen. 11

MOTION
DATUM: 28.09.2011
NADJA ACKERMANN

Im Jahr 2011 nahm der Nationalrat eine Motion der CVP/EVP/glp-Fraktion betreffend
der Einführung einer Einbürgerungscharta entgegen dem Ablehnungsantrag des
Bundesrates an. Der Ständerat hingegen lehnte die Motion im Frühjahr 2012 auf Antrag
seiner Kommission aus zwei Gründen ab: Erstens bilde der Entwurf der Totalrevision
des Bürgerrechtsgesetzes bereits eine gesetzliche Grundlage für eine solche Charta
und zweitens verstiesse die Möglichkeit der Aberkennung des Bürgerrechts gegen die in
der Verfassung geforderte Gleichbehandlung. 12

MOTION
DATUM: 05.03.2012
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat sprach sich in der Herbstsession 2016 mit 108 zu 79 Stimmen bei 6
Enthaltungen für eine Motion Romano (cvp, TI) mit der Forderung aus, dass
Doppelbürgerinnen und Doppelbürgern die Schweizer Staatsbürgerschaft entzogen
werden kann, wenn sie im Ausland nachweislich und freiwillig für eine fremde Armee
oder eine armeeähnliche, ideologisch motivierte Gruppierung gekämpft haben. Damit
zielt der Motionär vor allem auf Dschihadisten. Die Massnahme soll jedoch nur
Personen betreffen, welche das Schweizer Bürgerrecht durch Einbürgerung erlangt
haben und nicht jene, die von Geburt an Schweizerinnen und Schweizer sind.
Ausgenommen sind zudem Personen, die von ihrem Heimatstaat zur Leistung von
Militärdienst verpflichtet sind. Der Bundesrat argumentierte vergeblich, dass das
Vorhaben in dieser Form nicht mit der Gleichberechtigung aller Bürger in der
schweizerischen Rechtsordnung vereinbar sei und darüber hinaus auch in einem
Spannungsverhältnis zu den in der EMRK und im UNO-Pakt II garantierten
Menschenrechten stehe. Die Fraktionen von SVP, CVP und BDP standen geschlossen
hinter dem Vorstoss, während sich die Grünen, SP und GLP geschlossen dagegen
stellten. 13

MOTION
DATUM: 14.09.2016
KARIN FRICK

Die Motion Romano (cvp, TI), welche die Aberkennung des Schweizer Bürgerrechts bei
Dschihadisten mit Doppelbürgerschaft forderte, scheiterte im Frühjahr 2017 im
Ständerat. Die kleine Kammer folgte mit 30 zu 12 Stimmen dem Antrag ihrer
Staatspolitischen Kommission. Als Argument wurde angeführt, dass eine Ausbürgerung
aufgrund von Terrorismus sowohl im geltenden als auch im revidierten
Bürgerrechtsgesetz vorgesehen ist; im vergangenen Jahr hatten die Behörden auch ein
Ausbürgerungsverfahren gegen einen Dschihad-Reisenden angestrebt. Der Ständerat
ging damit seinen im letzten Sommer eingeschlagenen Weg konsequent weiter, als er
einer ähnlichen, aber weniger weit gehenden parlamentarischen Initiative Brunner (svp,
SG) keine Folge gegeben hatte. 14

MOTION
DATUM: 27.02.2017
KARIN FRICK

Mit einer Motion forderte Nationalrat Erich Hess (svp, BE) die Abschaffung des
Doppelbürgerrechts bei zukünftigen Einbürgerungen. Die BaZ thematisierte kurz nach
Einreichung des Vorstosses die SVP-interne Gespaltenheit in dieser Frage. So habe die
SVP auch Unterstützer unter Auslandschweizern und sei zum Teil sogar mit
Auslandschweizerlisten zu den Nationalratswahlen angetreten – wie viele davon auch
die Staatsbürgerschaft ihres Wohnsitzstaates besitzen ist unbekannt und habe für die
Kandidatur keine Bedeutung, wird Miriam Gurtner, ehemalige Fraktionssekretärin der
SVP Schweiz und Zuständige für die Auslandschweizerkandidaturen, zitiert. Im
Nationalrat fand der Vorstoss ausser bei Vertretern der SVP- und FDP-Fraktionen
keinen Anklang. Bundesrätin Sommaruga führte aus, das Doppelbürgerrecht habe seit
seiner Einführung 1992 nie zu erheblichen Problemen geführt. Hess' Argument der
Zweiklassengesellschaft liess sie nicht gelten: Doppelbürger hätten in der Schweiz die
genau gleichen Rechte und Pflichten wie „Nurschweizer“. Dass sie zusätzlich in einem
Land ausserhalb der Schweiz wählen und abstimmen können, sei ihr Recht und daraus
erwüchsen für die anderen Schweizerinnen und Schweizer keine Nachteile. Mit 110 zu
63 Stimmen bei 16 Enthaltungen lehnte die grosse Kammer die Motion im Sommer 2016
ab. Die Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen stimmten geschlossen
dagegen. 15

MOTION
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK
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